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Beschlußempfehlung und Bericht 

des Ausschusses für Verkehr (14. Ausschuß) 


zu dem Antrag der Abgeordneten Weiss (München), Frau Rock 
und der Fraktion DIE GRÜNEN 
— Drucksache 11/3162 — 


Vorschläge der Koalitionsarbeitsgruppe Bahn zur Sanierung 
der Deutschen Bundesbahn 


A. Problem 

Die finanzielle Lage der Deutschen Bundesbahn muß verbessert 
werden. Hierzu hat die Koahtionsarbeitsgruppe Verkehr verschie- 
dene Vorschläge erarbeitet, die zum Inhalt des vorliegenden An- 
trags gemacht worden sind (Übernahme von Altschuld in den Bun- 
deshaushalt, Abgeltung überhöhter Versorgungslasten, Tren- 
nungsrechnung). 


B. Lösung 

Annahme des Antrags in veränderter Fassung 

Mehrheitsentscheidung im Ausschuß 

C. Alternativen 

entfallen 


D. Kosten 

Es entstehen unmittelbar keine Kosten. 
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Beschlußempfehlung 

Der Bundestag wolle beschließen: 

Die Bundesregierung wird ersucht, sicherzustellen, daß die von ihr vorgesehene 
Bahnkommission sich bei ihrer Arbeit an dem von den Koalitionsfraktionen am 
21. Juni 1988 beschlossenen Bahnkonzept orientiert (Anlage). 

Bonn, den 22. Februar 1989 

Der Ausschuß für Verkehr 

Dr. Jobst Kohn 

Vorsitzender Berichterstatter 
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Anlage 


Vorschläge der Koalitionsarbeitsgruppe Bahn zur Sanierung der DB 


Die Deutsche Bundesbahn ist für unsere Volkswirt- 
schaft ein unverzichtbarer Verkehrsträger, dessen 
Leistungsfähigkeit und Attraktivität auf Dauer erhal- 
ten und gesichert werden muß. 

Vor dem Hintergrund des sich entwickelnden euro- 
päischen Binnenmarktes 1992 wird die Bedeutung der 
Bahn angesichts der Kapazitätsengpässe im Straßen- 
und Luftverkehr zunehmen. Dies ist auch aus Grün- 
den des Umweltschutzes sowie der Verkehrssicher- 
heit zu begrüßen. 

Vorrangiges Ziel muß es sein, die Deutsche Bundes- 
bahn zu einem modernen marktorientierten Ver- 
kehrsdienstleistungsunternehmen fortzu entwickeln. 
Zentrale Aufgabe der Verkehrspolitik ist es, dieses 
Ziel durch Stärkung der Wettbewerbsfähigkeit der DB 
zu fördern. 

Um sich auf dem Verkehrsmarkt behaupten zu kön- 
nen, ist es unabdingbar, daß die notwendigen Zu- 
kunftsinvestitionen getätigt werden. Wettbewerbs- 
verzerrungen zu Lasten der Bahn müssen beseitigt 
werden. Strukturelle Reformen sind geboten, damit 
die DB größere Spielräume für unternehmerische Ent- 
scheidungen erhält. Nur so kann auch eine Beein- 
trächtigung der Mitarbeitermotivation vermieden 
werden. 

Die Leitlinien zur DB, die die Bundesregierung 1983 
beschlossen hat, haben sich als richtig erwiesen. Sie 
müssen jedoch fortgeschrieben und ergänzt werden, 
da sich inzwischen die Rahmenbedingungen des Ver- 
kehrsmarktes wesentlich geändert und die finanzielle 
Lage der Bahn verschlechtert haben. Gleichzeitig 
muß die DB ihre eigenen Anstrengungen zur Senkung 
der Kosten und zur Steigerung der Produktivität ver- 
stärken. 

Im einzelnen schlägt die Arbeitsgruppe von CDU/ 
CSU und FDP folgende Maßnahmen vor. Falls erfor- 
derlich, ist dazu auch das Bundesbahngesetz zu no- 
vellieren. 


Stabilisierung des Finanzbedarfs 

Die Finanzsituation der DB und die sich abzeichnen- 
den Entwicklungen sind alarmierend. Zur Verbesse- 
rung der Finanz Struktur sollte zunächst als erster 
Schritt eine haushaltsneutrale Überführung der Alt- 
schulden der DB zum Stand von 1972 an den Bund 
erfolgen. Zusätzhch sind alle Möghchkeiten der Mo- 
bilisierung von privatem Kapital auszuschöpfen. 

Zur Lösung des Problems überhöhter Versorgungsla- 
sten für Beamte ist die Einführung einer Pensions- 
kasse vorzusehen, wobei der Bund sich zur vollen 
Dotierung der 30%-Regelung verpflichtet. Dies be- 


deutet eine jährliche Mehrbelastung des Bundeshaus- 
halts von rund 75 Mio. DM. 

Die Zuschußleistungen des Bundes können nicht un- 
begrenzt ausgeweitet werden. Verschuldung und 
Verluste der DB, die in den nächsten Jahren erheblich 
anzusteigen drohen, müssen in Grenzen gehalten 
werden. Es ist deshalb erforderlich, daß 

— die DB ihre Erträge steigert, 

— die DB bei der Leistungserstellung ihren Aufwand 
senkt und weiter rationalisiert, 

— die DB ihre Investitionen so gestaltet, daß sie auch 
bei langfristiger Betrachtung zu Marktkonditionen 
rentabel sind. 

Durch konkrete Zielvereinbarungen und durch eine 
regelmäßige Erfolgskontrolle muß dies gewährleistet 
werden. 


DB-Strukturreform 

Eine präzise Trennung staatlicher, gemeinwirtschaft- 
licher und unternehmerischer Verantwortung bei der 
Deutschen Bundesbahn (Trennungsrechnung) ist 
zwingend erforderlich. Dabei fällt in den staatlichen 
Aufgabenbereich die Schieneninfrastruktur und in 
den gemeinwirtschaftichen Aufgabenbereich der öf- 
fentliche Personennahverkehr. 

Für den Fahrweg ist ein eigenes Vorstandsressort ein- 
zurichten. Der Bund übernimmt die Kosten für das 
Schienennetz als staathche Verkehrsinfrastruktur- 
maßnahme. Die Deutsche Bundesbahn zahlt an den 
Bund eine nutzungsabhängige Infrastruktur ab gäbe. 
Dabei ist die von der DB zu entrichtende Mineralöl- 
steuer anzurechnen. 

Voraussetzung für die Übernahme des Schienennet- 
zes in die Verantwortung des Bundes ist die Einfüh- 
rung eines Rechnungswesens bei der DB, das eine dif- 
ferenzierte Spartenerfolgsrechnung ermöghcht. Ziel 
muß weiter sein, funktionelle und lokale Resultatsver- 
antwortungsbereiche zu bilden, die eine sachbezo- 
gene Zurechnung von Kosten und Leistungen ermög- 
lichen und die es gestatten, auf dezentraler Ebene 
Aufgaben und Finanzverantwortung zusammenzu- 
führen. Dies ist umgehend zu verwirklichen. 

Die Trennung von staathcher, gemeinwirtschafthcher 
und unternehmerischer Verantwortung bedingt, daß 
die DB im unternehmerischen Bereich die notwendige 
Handlungsfreiheit erhält. Die Betriebs-, Beförde- 
rungs- und Tarifpflicht ist schrittweise zu lockern. 

Die Struktur des Unternehmens DB ist nach modernen 
Managementgesichtspunkten fortzuentwickeln. 
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Ajizustreben ist, Vereinbarungen zwischen Bund und 
Ländern über eine stärkere Regionalisierung des 
ÖPNV herbeizuführen. 


Untern ehm ensreform 

Die Deutsche Bundesbahn wird sich im Wettbewerb 
nur dann behaupten können, wenn sie stärker als bis- 
her wie ein privates Unternehmen organisiert ist. 
Dazu zählen insbesondere die rasche Verwirkhchung 
der geplanten Divisionalisierung, die Anpassung der 
Unternehmensstruktur an die Bewältigung der Zu- 
kunftsaufgaben und die Einführung zielorientierter 
Managementsysteme. Alle unternehmerischen Mög- 
lichkeiten müssen von der Bahn ausgeschöpft werden. 

Zur Unternehmensreform gehören weiterhin ein Aus- 
bau der Kooperation mit der privaten Wirtschaft, der 
Einsatz von privatem Kapital sowie die Auslagerung 
nicht bahnspezifischer Unternehmensbereiche. Bei 
der Prüfung des Jahresabschlusses sind künftig Wirt- 
schaftsprüfungsgesellschaften heranzuziehen. 

Um die Führbarkeit der DB zu verbessern, muß das 
Instrument allgemeiner Zeitverträge für Führungs- 
kräfte ausgeweitet werden. Außerdem sind Anreizsy- 
steme für die Mitarbeiter fortzuentwickeln. 


Zukunftschancen 


Damit sich die Deutsche Bundesbahn am Verkehrs- 
markt behaupten kann, muß sie ihre Zukunftschancen 
durch Entwicklung neuer Produkte und Geschäftsfel- 
der nutzen. Dazu gehören beispielsweise die rasche 
Verwirkhchung eines Schienenhochgeschwindig- 
keitsnetzes mit entsprechenden Fahrzeugen, die zü- 
gige Einführung des Interregio und ein Ausbau des 
kombinierten Ladungsverkehrs. 

Eine wichtige Zukunftsperspektive für die Deutsche 
Bundesbahn ist die Kooperation mit den anderen eu- 
ropäischen Bahnen sowie der Aufbau eines gemein- 
sam betriebenen europäischen Hochgeschwindig- 
keitsnetzes. Zur Sicherung der Zukunft müssen Flexi- 
bilität und Marktorientierung der Bahn im internatio- 
nalen Verkehr wesenthch verbessert werden, z. B. 
durch Gründung marktbezogener Betriebs- und Ver- 
kaufsgesellschaften privaten Rechts. 

Ein konsequentes Innovationsmanagement ist Vor- 
aussetzung dafür, daß die Deutsche Bundesbahn 
langfristig ihren Part im Konzert der Verkehrsträger 
erfolgreich spielen kann. 
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Bericht des Abgeordneten Kohn 


Der in Drucksache 11/3162 enthaltene Antrag wurde 
in der 104. Sitzung des Deutschen Bundestages am 
28. Oktober 1988 dem Ausschuß für Verkehr zur Bera- 
tung überwiesen. Der Ausschuß hat die Vorlage in 
seiner Sitzung am 22. Februar 1989 behandelt. 


1. Wesentlicher Inhalt und Ziele des Antrags 

Die Koahtionsarbeitsgruppe Verkehr hat im Juni 1988 
Vorschläge zur Sanierung der Deutschen Bundes- 
bahn vorgelegt. Diese Vorschläge wurden in ihrem 
wesenthchen Inhalt zum Gegenstand des vorhegen- 
den Antrags gemacht. Im einzelnen wird danach für 
erforderlich gehalten: 

— Stärkung der Wettbewerbsfähigkeit der Deut- 
schen Bundesbahn durch Investitionen, Beseiti- 
gung von Wettbewerb sverzerrungen zu Lasten der 
Deutschen Bundesbahn, strukturelle Reformen 
und größere unternehmerische Freiheit für den 
Vorstand, 

— haushaltsneutrale Überführung der Altschulden 
des Unternehmens in den Bundeshaushalt, 

— Abgeltung überhöhter Versorgungslasten, 

— Trennung staatlicher, gemeinwirtschafthcher und 
unternehmerischer Verantwortung, wobei der 
Bund die Kosten für das Schienennetz zu überneh- 
men hat. Die Bundesbahn hat eine nutzungsab- 
hängige Infrastrukturabgabe zu zahlen, wobei die 
gezahlte Mineralölsteuer anzurechnen ist. 


11. Verlauf der Ausschußberatungen 

Die Fraktionen im Verkehrsausschuß haben bei den 

Ausschußberatungen folgende Standpunkte vertreten: 

1. Die Mitglieder der Fraktionen der CDU/CSU und 
FDP halten es für erforderlich, daß die von der Bun- 
desregierung vorgesehene Bahnkommission sich 
bei ihren Überlegungen an den Vorschlägen der 
Koahtionsarbeitsgruppe Bahn zur Sanierung des 
Unternehmens orientiert. Diese Vorschläge wer- 
den daher als Anlage diesem Ausschußbericht bei- 
gefügt. 

2. Die Mitgheder der Fraktion der SPD halten die von 
der Bundesregierung geplante Bahnkommission 
für überflüssig. Sie verweisen auf die von ihr vor- 
gelegten Gesetzentwürfe zur Bundesbahnpolitik 
und sehen sich daher außerstande, dem Antrag in 
der vorgesehenen Fassung zuzustimmen. 

3. Die Vertreter der Fraktion DIE GRÜNEN haben 
den Antragstext aus den genannten Gründen 
ebenfalls ab gelehnt. 


IIl. Ausschußbeschluß 

Der Ausschuß für Verkehr schlägt mit Stimmenmehr- 
heit gegen die Stimmen der Fraktion der SPD und der 
Fraktion DIE GRÜNEN die Verabschiedung einer 
Entschheßung vor, wonach sich die vorgesehene 
Bahnkommission an den Vorschlägen der Koahtions- 
arbeitsgruppe Bahn zur Sanierung der Deutschen 
Bundesbahn orientieren soll. 


Bonn, den 22. Februar 1989 


Kohn 

Berichterstatter 
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